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Prolog


„Wer sich mit „Sicherheit“ befasst, bemerkt sehr bald, dass er damit ein Problem von beunruhigender Aktualität und Wichtigkeit aufgegriffen hat. Jedermann ist durch dieses Problem betroffen, ob er es nun wahrhaben will oder nicht.“ (Daniel Frei)1


Überschriften in Tageszeitungen wie: „Die Kripo kann nicht mehr! – Polizisten in NRW fühlen sich überfordert.“2 zeigen immer wieder, dass sich die Polizei insgesamt am Limit der Bewältigung ihrer Aufgaben bewegt oder gar, dass sie das Limit bereits deutlich überschritten hat. Die Gewerkschaften schlagen seit Jahren Alarm und fordern ausreichend Personal. Doch die Politik entgegnet den Forderungen, dass dafür das Geld fehle und bei den angespannten Haushaltssituationen ein Mehr an Personal nicht möglich wäre.


Wenn derartige Hilferufe aus den Reihen der Polizei kommen, sind die Politiker eher geneigt anzunehmen, dass das ein typisches Verhalten von Gewerkschaftlern ist, die ihren ständigen Forderungen nach mehr Personal den nötigen Nachdruck verleihen wollen. Nicht wegzudiskutieren ist allerdings die Tatsache, dass die Zahl derer, die dauerkrank, die wiederholt krank oder eingeschränkt dienstfähig sind, noch nie so groß war wie heute. Rund 20 Prozent der nordrhein-westfälischen Polizeibeamten, also mehr als 7.000, sind davon betroffen.3 In Rheinland-Pfalz sind es nach Aussage des Innenministers rund 1.000 der insgesamt 9.000 Beamten.4 Nur zwei Beispiele, die zahlenmäßig nicht zu widerlegen sind und die Politiker zum Nachdenken zwingen sollten.


Wo liegen die Ursachen, die zu Erkrankungen, Frust und Überforderung der Beamten führen? Ist es das fehlende Personal5 und damit der immer größer werdende Arbeitsdruck? Sind es die zusätzlichen immer weiter um sich greifenden Aufgaben wie Sondereinsätze und Projekte, die in ihrer Spitze rund 2 Millionen Überstunden allein in NRW erzeugt haben?6 Oder sind es strukturelle Probleme innerhalb der Polizei? Oder ist es nur die Skepsis ideologisch geprägter Politiker, die ein Erstarken der Sicherheits- und Ordnungsmacht um jeden Preis verhindern möchten und dabei die gegenwärtige und auch zukünftige Sicherheitslage, die Kriminalitätsbekämpfung völlig außen vor lassen, selbst wenn dabei der Staat und seine Gesellschaft Schaden nehmen könnten?


Diese Tatsachen gründeten auf Feststellungen vor 2015, also zu einer Zeit der „relativen Ruhe“, die jäh endete mit der Flut an Flüchtlingen und die verstärkte Zunahme der Terroranschläge durch den IS in Europa, insbesondere in Frankreich, England, Belgien und Deutschland. Spätestens jetzt wurden die Versäumnisse der Politik in der Vergangenheit offenkundig. Die Aufgaben, die von Stund an auf die Sicherheitskräfte zukamen, waren kaum zu schaffen und führten infolge des Personalmangels und des Mangels an Vorbereitungsmöglichkeiten wiederholt zu Fehleinschätzungen der Lagen, zu Informations- und Kommunikationsdefiziten, die wiederum zu nicht mehr gut zu machenden Fehlern wie im Fall des Terroristen Anis Amri führten. Trotz alledem muss man den vielen Kolleginnen und Kollegen für ihre geleistete Arbeit unter solch schwierigen Bedingungen Lob und Anerkennung zollen. Doch bevor ich mich der Gegenwart zuwende, lassen Sie mich einen Blick in die Vergangenheit werfen.


Vor mehr als 40 Jahren hatte ich diesen Beruf ergriffen und würde es auch wieder machen, wenn ich noch einmal vor die Wahl gestellt würde. Polizist oder Polizistin zu sein, ist auch heute noch, so meine ich, ein Traumberuf, der eine Fülle von Entwicklungsmöglichkeiten innerhalb des Berufes anbietet, in dem jeder nach seinen Neigungen aufgehen kann. Doch, wer diesen Beruf ausüben möchte, muss sich auch darüber im Klaren sein, dass es ein Beruf ist, der einem viel, manchmal alles abverlangt, für den man physische und psychische Stärke besitzen und eine ungemein hohe Toleranz- bzw. Aggressionsschwelle vorweisen muss. Es gibt kaum einen Beruf, der einem so tiefe Einblicke in die Abgründe menschlichen Wirkens gewährt, der einem Schmerz und Ohnmacht gleichermaßen nahebringt, der einem mit Angst und Panik vertraut macht, der einem manchmal zu hilflosen Statisten werden lässt, der aber auch Freude empfinden lässt, wenn man besonders erfolgreich gewesen ist, der Zufriedenheit vermitteln kann, wenn man Menschen helfen konnte. Wer also ganz dicht am Menschen arbeiten und sich ständig neuen Herausforderungen stellen möchte, ist in diesem Beruf bestens aufgehoben. In diesem Beruf ist wirklich kein Tag wie der andere.


Polizisten und Polizistinnen genießen laut verschiedener Meinungsumfragen in der Bevölkerung hohe Anerkennung und bekommen meistens großes Lob für das, was sie tagtäglich rund um die Uhr leisten. Dennoch gehören sie, gemessen an dem, was sie für die Gesellschaft leisten, nicht zu den Spitzenverdienern dieser Gesellschaft. Das gilt im Übrigen auch für Notärzte und Rettungssanitäter, Ärzte, Krankenschwestern und Pfleger in Krankenhäusern und Altenheimen, aber auch für die Feuerwehr, nur um einige zu nennen. Allesamt Berufe, ohne die eine moderne Gesellschaft nicht existieren könnte, die Eckpfeiler der Gesellschaft an sich darstellen, aber seitens der Politik, was deren Bezahlung angeht, nicht sonderlich im Focus stehen und damit auf eine angemessene Vergütung lange warten können.


Betrachtet man beispielsweise die Gehaltszuwächse der Polizei in den letzten 20 Jahren (NRW), so reichten die kaum aus, um den Inflationsausgleich aufzufangen. Dazu wurde die Wochenarbeitszeit von 38,5 auf 41 Stunden erhöht, das Pensionseintrittsalter von 60 auf 62 Jahre angehoben, das Urlaubsgeld gestrichen und das Weihnachtsgeld um zwei Drittel gekürzt, Dienstaltersstufenzulagen gestreckt und Beteiligungen an der Krankenversorgung erhoben. Verglichen mit den geringen Gehaltszuwächsen braucht man kein Mathematiker sein, um festzustellen, dass unter dem Strich ein Minus von geschätzten 25% die Polizeibeamtinnen und – beamten hinnehmen mussten und zukünftig müssen, wenn den Politikern kein Einhalt geboten wird. Dass es auch anders geht, kann man den Stellenplänen der Kommunen entnehmen. Vergleicht man zum Beispiel den höheren Dienst der Kommunen mit dem der Polizei in NRW, stellt man fest, dass der Anteil in den Kommunen zwischen 10 und 12 %, bei der Polizei mit 1,2 % mehr als deutlich darunterliegt. So viel zur Anerkennung der Leistungen unserer Polizei durch die Politik. Da kann ich mich noch gut an einen Ausspruch meiner Großmutter erinnern: „Das Pferd, das den Hafer verdient hat, bekommt ihn nie.“


So traurig die finanzielle Lage der Polizei auch sein mag, dürfte sie sicherlich nicht die alleinige Ursache für den desolaten Zustand sein, den sie zurzeit präsentiert. Aus meiner mehr als 40jährigen Diensterfahrung heraus bin ich sicher, dass noch eine Reihe von weiteren Faktoren hinzukommen, die einzeln für sich gesehen, vielleicht nicht diese Auswirkungen hätten, alle zusammen jedoch die bundesrepublikanische Sicherheitsarchitektur mächtig ins Schwanken bringen könnten. Wenn ich nur die 40 Jahre meiner Dienstzeit Revue passieren lasse, hat sich ein enormer Wandel in der Gesellschaft vollzogen, von dem die Polizei nicht unberührt geblieben ist, auf den sie mehr reagieren, als dass sie in dem Wandel selber agieren konnte.


Galt Anfang der 1960ziger Jahre der Schutzmann an der Ecke, der überwiegend zu Fuß sein Revier bestreifte, noch als Respektsperson, fand diese Idylle ein jähes Ende mit den Studentenunruhen 1968, das Jahr in dem ich an der Polizeischule Carl Severing in Münster meine Ausbildung aufnahm. Die Polizei wurde förmlich aus einem Dornröschenschlaf herausgerissen. Mit der Notstandsgesetzgebung, der kritischen Auseinandersetzung mit der nationalsozialistischen Vergangenheit Deutschlands, den Protesten gegen den Vietnamkrieg der USA, dem Schah-Besuch in Berlin und den damit verbundenen ersten Großdemonstrationen sowie dem Tod des Studenten Benno Ohnsorg anlässlich der vielen gewalttätigen Auseinandersetzungen zwischen Demonstranten und Polizei kam so etwas wie Anarchie in Deutschland auf, womit die Sicherheitsbehörden erst lernen mussten, umzugehen. Mit einer derartigen Entwicklung hatten die Sicherheitsbehörden in der zu Wohlstand aufstrebenden und bis dahin friedlichen Bundesrepublik weder gerechnet, noch hatten sie einen Plan-B in der Schublade liegen, den man nur hätte herausziehen müssen. Doch es sollte noch viel schlimmer kommen.


Der Angriff des palästinensischen Terrorkommandos „Schwarzer September“ anlässlich der Olympischen Spiele 1972 in München auf die israelische Mannschaft sowie die linksterroristischen Morde der Roten Armee Fraktion (RAF), später der Roten Zellen (RZ), die über eineinhalb Jahrzehnte eine Blutspur durch die Republik legten, stellten Politik und die Sicherheitsbehörden, insbesondere die Polizei, vor große Probleme. Quasi über Nacht wurden Spezialkommandos wie die GSG 9, SEK und MEK aufgestellt, wurde seitens der Politik nicht gespart, Ausrüstung und mehr Personal anzuschaffen. Ich glaube, dass es das erste und auch das letzte Mal war, dass die Politik gegenüber der Polizei so großzügig war. Sarkastisch ausgedrückt, wahrscheinlich auch nur deshalb, weil sich ein Großteil der Politiker selber im Fadenkreuz der RAF befand. Parallel setzten sich die zumeist gewalttätigen Proteste gegen den Bau von Kernkraftwerken, gegen US-amerikanische Militärbasen (Aufstellung von Purshing II im Rahmen des Nato-Doppelbeschlusses) sowie beim Ausbau von Flughäfen (Frankfurt) fort und sorgten dafür, dass Polizisten neben ihren originären Aufgaben immer mehr zu Spezialaufgaben herangezogen wurden, um die gesellschaftlichen Wogen zu glätten.


Anfang der 1980ziger Jahre entbrannte eine politische Diskussion, ob es in der Republik die Organisierte Kriminalität gibt oder nicht. Die Politik wehrte sich zunächst vehement, zugeben zu müssen, dass solche Strukturen seit geraumer Zeit nicht nur vorhanden waren, sondern sich bereits in Deutschland etabliert hatten. Der anerkannte Publizist Dagobert Lindlau dazu:


„In einer als „VS“ deklarierten Argumentation anlässlich einer Veranstaltung der Polizeiführungsakademie im Herbst 1983 sieht der damalige Kriminaloberrat Wolfgang Sielaff in den Definitionsquerelen der Polizei >vordergründigen politischen Opportunismus<. Mit anderen Worten, es nützt einer polizeilichen Karriere, wenn man die Kriminalität nicht so sieht, wie sie ist, sondern wie die sicherheitspolitische und parteipolitische Opportunität es verlangt.“7


Eine ehrliche, wenn auch gewagte Aussage eines Führungsbeamten, zumal er sich deutlich gegen die damals bestimmende politische Richtung stellte.


Die Organisierte Kriminalität war darauf bedacht, in Deutschland wenig Aufsehen zu erzeugen, um Deutschland als ihren Rückzugsraum zu nutzen, von dem man aus seine Geschäfte ungestört tätigen konnte. Man stritt sich lange darum, zu definieren, was eigentlich Organisierte Kriminalität ist. Nachdem die Definition feststand und man sie strafrechtlich einordnen konnte, schickte man sich an, die so festgestellte „neue Kriminalitätsform“ durch Einrichten neuer Abteilungen und Kommissariate zu bekämpfen. Doch dafür wurden nicht unbedingt mehr Planstellen geschaffen, sondern man verlagerte nur das schon vorhandene Personal, was natürlich zu Lasten der allgemeinen Kriminalitätsbekämpfung ging. Mit der Aufnahme der Bekämpfung der Organisierten Kriminalität (OK) wurde offenkundig, was Kriminalisten bereits schon lange wussten, dass diese Form der Kriminalität weiter verbreitet war, als man schlichtweg angenommen hatte. Obwohl man seitdem eine Menge an Manpower eingebracht hat, will ich so kühn sein, behaupten zu dürfen, dass man der Organisierten Kriminalität kaum spürbar etwas anhaben konnte. Die Gründe dafür sind vielschichtig, sind hauptsächlich in der politischen Wahrnehmung und deren zurückhaltenden Umsetzung zu suchen. Mit dem Wegfall der nationalen Grenzen innerhalb der EU in den 1980ziger Jahren sollte Deutschland ein erweitertes internationales Spielfeld krimineller Aktivitäten werden, trotz des Schengener Abkommens und die Einrichtung von Europol.


Mit dem Niedergang der DDR, der Wiedervereinigung Deutschlands, dem Zusammenbruch des kommunistischen Blocks, dem Balkankrieg und der Öffnung der EU in Richtung Osten kamen sicherheitspolitisch weitere große Aufgaben auf Deutschland zu. Kriegs- wie auch Wirtschaftsflüchtlinge aus den Krisengebieten und Armenhäusern dieser Welt kamen nicht nur nach Deutschland, um sich Schutz vor Verfolgung zu sichern, sondern auch um ein kleines Stück vom Wohlstandskuchen zu erlangen. Einige von ihnen kamen ausschließlich, um kriminelle Geschäfte zu tätigen. Immer mehr wurde Deutschland zu einer internationalen kriminellen Drehscheibe Europas, auch wenn es die meisten Politiker so nicht sahen oder es nicht sehen wollten. Der Sicherheitsgedanke wich immer mehr dem Wohlfahrtsgedanken bestimmter politischer Strömungen, die ihre Augen bis heute vor der Realität gänzlich verschlossen haben und weiterhin dafür sorgen, adäquate Gegenmaßnahmen unter Zuhilfenahme fadenscheiniger Argumente zu verhindern.


Im Laufe der 1990ziger Jahre erfolgte gesellschaftlich in allen Bereichen ein Paradigmenwechsel von analog zu digital. Nicht zum ersten Mal war es die Technik, die die Gesellschaft verändern sollte, und damit auch die Polizei. Mit der Einführung des Computers und später des Internets wurde zunächst die Arbeit nicht leichter, sondern es wurde von allen ein mehr an Arbeit notwendig, um den Wechsel von analog auf digital vollziehen zu können. Vorreiter waren Wirtschaft, Wissenschaft und Technik. Allmählich, teilweise mit erheblichen Zeitverzögerungen, fand die neue Technik auch den Einzug bei der Polizei. Obwohl teilweise noch gar nicht mit der neuen Technik ausgestattet, mussten Straftaten verfolgt werden, die mit Hilfe des Computers begangen wurden. Wie so oft hatten die Kriminellen mal wieder einen gehörigen Vorsprung herausgearbeitet, den es seitens der Polizei aufzuholen galt. Mit der Computertechnik war es möglich, Straftaten zu begehen, die zuvor nicht möglich waren. Teilweise mussten neue Straftatbestände im Strafgesetzbuch aufgenommen werden, um eine Verfolgung der Straftaten erst zu ermöglichen.


Einhergehend oder vielleicht besser gesagt, aufgrund der neuen Technik und der daraus möglichen weltweiten Vernetzung rückte die Welt seit ihrer Einführung deutlich dichter zusammen. Die Globalisierung hatte Einzug gehalten, und das nicht nur im positiven Sinne. Da Grenzen für die Computertechnologie völlig aufgehoben wurden, findet seitdem internationale Kriminalität vor jedermanns Haustür statt. Eine Tatsache, mit der immer öfter die eigentlich für die örtliche Kriminalität zuständigen Ermittler konfrontiert, bisweilen überfordert werden. Mobiltelefon und Internet haben die Ermittlungstätigkeit nicht unbedingt erleichtert, eher erschwert.


Mit den terroristischen Mordanschlägen der Al Qaida in den USA, Spanien und Großbritannien zu Beginn des 21. Jahrhunderts sowie der Anschläge des IS (Islamischer Staat) in Frankreich 2015 bekam und bekommt der religiös motivierte Terrorismus eine bis dahin nicht gekannte Dimension, der die Sicherheitsbehörden weltweit bis heute in Atem hält, die die Sicherheitsarchitektur in Deutschland maßgeblich beeinflusst hat und auch weiterhin beeinflussen wird, welcher das Personal in nicht unerheblichem Maße bindet, Personal, das für die ursprünglichen sicherheitsrelevanten Basisaufgaben nicht zur Verfügung stehen kann. Doch nicht nur aus dem Lager religiös motivierter Täter drohen terroristische Gefahren. Mit den Anschlägen des Nationalsozialistischen Untergrundes (NSU) in Deutschland oder dem Anschlag des Einzeltäters Anders Breivik in Norwegen bekommt der Rechtsterrorismus nicht nur in Deutschland eine völlig neue Qualität.


Die Aufzählung der Ereignisse, die die bundesrepublikanischen Sicherheitsbehörden in den vergangenen rund 40 Jahre deutlich beeinflusst haben, sollen und können hier nicht abschließend sein. Sicherlich gibt es noch das eine oder andere Ereignis, das man hätte anführen können. Doch die markanten Einschnitte, die für einen nachhaltigen Wandel in der Gesellschaft und bei den Sicherheitsbehörden gesorgt haben, dürften überwiegend erwähnt worden sein.


Vor dem Hintergrund solcher Ereignisse und Entwicklungen könnte man annehmen, dass die jeweils verantwortlichen Politiker im Bund und in den Ländern in der Form reagieren, dass man die Sicherheitsbehörden gemessen an Quantität und Qualität der Kriminalität in Deutschland personell wie materiell wenigstens befriedigend ausstatteten. Genau das Gegenteil ist der Fall. Trotz steigender Kriminalitätszahlen sowie der Anlässe, die polizeiliches Einschreiten erforderlich machen, um Sicherheit und Ordnung aufrecht zu erhalten, fand über die Jahrzehnte hinweg eine deutliche Personalreduzierung statt, die überwiegend im Zuständigkeitsbereich der Länder lag. Angesichts der ständig zunehmenden Aufgaben der Sicherheitsbehörden eine fatale Entscheidung. Abgesehen von einigen Neuorganisationsmaßnahmen, die später teilweise zurückgenommen wurden, weil sie keine höhere Effizienz bzw. Effektivität entwickeln konnten, hat es nur wenige bis keine wirklichen Strukturreformen in den Ländern gegeben, die die Wichtigkeit der Inneren Sicherheit in Deutschland und die Würdigung derer, die diese Innere Sicherheit unter zum Teil schlechtesten Bedingungen aufrechterhalten müssen, unterstreichen würden. Meines Erachtens haben die Politiker bereits den Zeitpunkt verpasst, Sicherheitsreformen auf den Weg zu bringen. Offensichtlich ist man es nur noch gewohnt zu reagieren. Solange Deutschland eines der sichersten Länder in Europa, weltweit ist, fühlen sich die verantwortlichen Politiker in ihrem Handeln bestärkt, auch dann, wenn offenbar der Wurm im System zu sein scheint.


Von daher muss die Frage zu stellen erlaubt sein, ob die zurzeit herrschende deutsche Sicherheitsarchitektur den heutigen Ansprüchen gerecht wird bzw. ob sie für die in die Zukunft gerichteten noch zu erwartenden Herausforderungen ausreichend gewappnet ist. Ganz entscheidend dürfte dabei die Frage sein, ob sich das nun mehr als 60 Jahre alte föderale Sicherheitssystem in Deutschland nicht bereits überlebt hat, in einer Ära der Internationalisierung und Globalisierung der Kriminalität nur noch der Schatten seiner selbst ist oder gar ein erhebliches Sicherheitsrisiko darstellt. Könnten andere Modelle, ohne eine Zentralisierung der Polizei zu favorisieren, einen höheren Wirkungsgrad bei der Kriminalitätsbekämpfung sowie bei der Aufrechterhaltung von Sicherheit und Ordnung erzielen? Bislang wurde das föderale Prinzip weder angetastet noch gab es Bestrebungen es abzuschaffen. Folgt man August Hanning, ehemaliger Chef des BND, in seinem


Schlusswort zu seinem Artikel „Föderalismus im Politikbereich Innere Sicherheit“,8 dann scheint es kein besseres System zu geben. (Zitat)


„Mir zeigt (….) jedenfalls, dass der Föderalismus für den Politikbereich Innere Sicherheit gelebter Alltag ist, mit dem wir in Deutschland angemessene und austarierte Lösungen gefunden haben und finden werden, um den stets neuen Bedrohungen für unser aller Sicherheit wirksam zu begegnen. Im Sinne dieses ausgewogenen Gefüges, in welchem die Polizei- und Sicherheitsbehörden der verschiedenen Ebenen – ob Kreis, Land oder Bund – dem föderalen System Gesicht verleihen und wofür sie zu Recht ein hohes Ansehen in der Bevölkerung genießen, bleibt das grundlegende Prinzip bestehen: So viel Bündelung wie nötig und so viel Dezentralisierung wie möglich; der Föderalismus dient damit als Antwort auf die Frage, wo und wie die Probleme am effizientesten gelöst werden. Dies gilt auch und gerade für die Innere Sicherheit.“


Inwieweit tatsächlich diese Meinung von August Hanning noch Bestand hat, bleibt zunächst einmal dahingestellt. Die Feststellung von Hanning: „So viel Bündelung wie nötig und so viel Dezentralisierung wie möglich.“, scheint mir bei der Betrachtung des Problems sehr wichtig zu sein. Hanning weist darauf hin, dass sowohl Bündelung wie auch Dezentralisierung in ausgewogener Form nebeneinander möglich sind. Doch die Balance zwischen beiden Möglichkeiten ist entscheidend. Nach meinen Feststellungen ist eben diese Balance erheblich zugunsten der Dezentralisierung gestört. Wie schwer es ist, diese Balance wieder herzustellen, hat Bundesinnenminister Friedrichs am 28.08.2012 am eigenen Leib erfahren, als er den Versuch unternahm, die Landesverfassungsämter unter die Aufsicht des Bundesamtes für Verfassungsschutz zu stellen. Hier bekam er eine deutliche Absage der Länderinnenminister. Ebenso holte sich sein Vorgänger, Thomas de Maiziére, eine „blutige Nase“, als er das Ergebnis der Werthebach-Kommission9, Zusammenlegung von Bundespolizei, Bundeskriminalamt und Zoll zu einer Mega-Behörde umsetzen wollte10. Eine Warnung an diejenigen, die es auch nur wagen, das föderale System oder bestehende Organisationsstrukturen anzutasten, selbst dann, wenn gute Gründe vorhanden sind, einen anderen, vielleicht erfolgreicheren Weg, zu beschreiten.


Es haben sich in der Vergangenheit viele Soziologen, Kriminologen aber auch eine Reihe von Journalisten aus den verschiedensten Blickwinkeln mit der Polizei als Garant für Sicherheit und Ordnung in diesem Staat mit einer großen Anzahl an Publikationen beschäftigt. Man macht neuerdings auch Anstalten, die Polizei auf wissenschaftlichen Beinen zu stellen und Gegenstand von Forschungen werden zu lassen. Ich versuche, mit meinem Buch Erklärungsansätze zu finden, indem ich nicht wie die meisten Protagonisten den Blick von außen auf das Innere der Polizei richte, sondern als Insider den Blick von innen nach außen richten will, vor dem Hintergrund der Kenntnisse und Erfahrungen, die ein ganzes Berufsleben ausmachen. Wer die inneren Strukturen einer solchen Organisation nicht kennt, kann sich nur an Konturen orientieren, die allerdings nicht ausreichend sein dürften, um die wahren Ursachen möglicher Fehlsteuerungen beurteilen zu können. Von daher möchte ich mich bewusst, einer subjektiven Betrachtungsweise bedienend unter Einbindung objektiver Fakten mit dem Komplex der Inneren Sicherheit in Deutschland aus der Sicht eines Insiders auseinandersetzen und vielleicht, sofern die Untersuchungsergebnisse es zulassen, neue Betrachtungsweisen und Denkanstöße zu entwickeln. Allerdings dürfte es ein schwieriges Unterfangen werden, die Innenminister der Länder dafür zu gewinnen, möglicherweise Systemveränderungen durchzuführen, die erforderlich sind, um die Sicherheit der Bürger auch in Zukunft zu garantieren.


Mit den Terroranschlägen in Deutschland bekommt das Thema „Innere Sicherheit“ einen völlig neuen Drive, der einmal mehr die Frage aufwirft, ob unser Sicherheitssystem, so wie es bislang von den Politikern gesehen wurde, solchen Angriffen über einen längeren Zeitraum widerstehen kann. Ist nicht spätestens jetzt die Zeit gekommen, neue Denkansätze zu finden? Ist jetzt die Zeit gekommen, unsere Sicherheit neu zu bewerten und das föderale Sicherheitssystem auf den Prüfstand zu stellen und zu überarbeiten? Diese und viele andere Fragen gilt es in den folgenden Kapiteln dieses Buches abzuarbeiten.
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Erstes Kapitel


1. Einführung


In seiner „Einführung in die Staatslehre“ definiert Martin Kriele den „Inneren Frieden“11, die Innere Sicherheit so: (Zitat)


„Der Innere Friede ist die fundamentale Voraussetzung für die Entwicklung und Durchsetzbarkeit eines Rechts, das die Freiheit schützt und Gerechtigkeit schafft, er ist Voraussetzung für ein planvolles Wirtschaften, für Zusammenarbeit und Vertrauen in den zwischenmenschlichen Beziehungen, und er ist fundamentale Voraussetzung dafür, dass nicht alle geistigen Kräfte des Menschen aufs Überleben und Durchkommen konzentriert sind, sondern dass sich Sittlichkeit, Kultur, Kunst, Wissenschaft und Wohlstand entfalten können.“


Kriele sieht den „Inneren Frieden“ vielleicht noch ein Stück weitergehend als den Begriff „Innere Sicherheit“. Wenn die „Innere Sicherheit“ Teil des „Inneren Friedens“ ist, ist sie nach Auffassung Krieles fundamentale Voraussetzung für ein gedeihliches Zusammenleben der Menschen in einem Staatswesen. Die Innere Sicherheit, weil fundamentales Element, ist eine der gesellschaftlichen Triebfedern und gleichzeitig Leitplanke für die gesellschaftliche Entwicklung und die Schaffung moderner Staatswesen, wie sie in den meisten, überwiegend westlichen Demokratien zu finden sind. Sie, die Innere Sicherheit, ist Resultat einer über Jahrhunderte durchlaufenden Entwicklung, die zwar in hohem Maße ihre Verwirklichung gefunden hat, aber immer noch verbesserungsfähig ist. Im ersten Kapitel möchte ich zunächst einen kurzen geschichtlichen Überblick voranstellen, der die Entwicklung der Polizei im Allgemeinen und im Speziellen in Deutschland darstellen soll, ein geschichtlicher Abriss, dessen Aufgabe es nicht sein soll, eine umfassende geschichtliche Darstellung abzuliefern. Dies wäre ein Thema für sich, das hier den Rahmen sprengen würde. Von daher dient sie ausschließlich des besseren Verständnisses, warum die Polizei heute so ist, wie sie ist.


1.1 Die geschichtliche Entwicklung der Polizei bis zum Ende des 2. Weltkrieges


1.1.1 Der Begriff „Polizei“


Der Begriff „Polizei“ verdankt seinen Ursprung dem antiken Griechenland, der Geburtsstätte des modernen Staatswesens. Das griechische „Polis“ bezeichnete ursprünglich die Herrenburg, den befestigten oft von einer Siedlung umgebenen Sitz der mykenischen Herrscher. Sie waren im 2. Jahrtausend v. Chr., vor allem im Ostteil des griechischen Festlandes sowie auf dem Peloponnes unter dem Einfluss kretisch-minoischer Vorbilder entstanden. Der Prozess der Polis-Bildung fand seinen Abschluss etwa im 9. Jh. v. Chr. Er hatte weitreichende soziale Veränderungen zur Folge. Die Adelsgesellschaft mit ihren spezifischen Normen wandelte sich zur Bürgerschaft - „Demos“ - um, der alle Freien als politisch Gleichberechtigte angehörten. Jedoch waren die Verfassungsformen in den Poleis sehr unterschiedlich und die Demokratie nur eine davon. Die Blütezeit der Polis war nur von begrenzter Dauer. Dennoch blieb die Polis ein leuchtendes Relikt der antiken Staatstheorien und galt als Heimat von Recht und Gesetz (Dike und Nomos), Disziplin und Ordnung (Kosmos und Eunomia), Gleichheit und Eintracht (Isonomia und Homonoia). Plato prägte den Begriff der Politeia, dem Bild des Staates als Abbild seiner Seele. Unter den Begriffen Polis oder Politeia versteht man also das auf eine Verfassung, auf Recht und Gesetz, Disziplin und Ordnung aufgebautes Gemeinwesen. Der davon abgeleitete Begriff „Polizei“ sollte erst viel später seinen Einzug in die Geschichte halten.


1.1.2 Cohortes Urbanae


Neben der griechischen Antike galt Rom als eine der größten organisierten Gesellschaften in der Geschichte der Menschheit. Eine Polizei im heutigen Sinne war in den frühen Zeiten völlig unbekannt. Ein jeder hatte selber für seine Sicherheit zu sorgen. Zwar gab es eine Art Ordnungsdienst, der sich überwiegend um die Einhaltung von Gesetzen im Zusammenhang mit dem Abhalten der Märkte und dem Betreiben der Bäder beschäftigten. Auch wurde das Glückspiel eben durch diese Ordnungshüter im weitesten Sinne überwacht, doch eine Polizei, die für die Innere Sicherheit zuständig war, gab es, wie schon erwähnt, nicht. Erst unter Kaiser Augustus wurde eine Art Schutztruppe, die „cohortes urbanae“, aufgestellt, die sich mit der Bekämpfung der Kriminalität, insbesondere der Raubkriminalität befassen sollte. Strukturiert waren die cohortes urbanae allerdings wie eine Militäreinheit, ohne selber Soldaten zu sein. Also doch schon eine Art Polizei in den frühen Jahrhunderten nach der Zeitenwende (357 n.Ch.).


1.1.3 Maréchaussée


Die wohl erste organisierte Polizei, wenn auch der Begriff als solcher noch keine Verwendung fand, dürfte Ludwig XIV aufgestellt haben. Sie nannte sich Maréchaussée (Wegesäuberer), die aus ca. 3500 Mann bestand. Diese Einheit, später Gendarmerie („gens d’arms = Männer, die Waffen tragen dürfen oder Volk in Waffen“) genannt, wurde im Kampf gegen Räuberbanden, die mehrere hundert Mann stark waren, erfolgreich eingesetzt und stellte den Frieden im Lande wieder her.


Der Ursprung der Maréchaussée geht sogar ins 12. Jh. zu Zeiten der Herrschaft Königs Philipp Auguste zurück. Er beauftragte den „Grand Sénéchal", später den „Connétable“, die allgemeine Justiz über die Armee und ihrem Gefolge auszuüben, um den Straftaten, die von diesen ausgingen, Herr zu werden. Unterstützt wurde der „Connétable“ in der Ausübung seiner Zuständigkeit von den „Maréchaux“, welche über die Instanz der „curia mareschallorum“ verfügten, einer mobilen Gerichtsmannschaft, der sog. „Prévots des Maréchaux“. 1439 gründete Charles VII eine ständige königliche Truppe zu Pferde und zu Fuß. Sie erhielt den Namen „Gens d'Armes“. Sie wurde zur territorialen Organisation der Maréchaussé. Unter Francois Ier wurde 1536 die Macht der Maréchaussé auf die Bekämpfung der „Crimes de grand chemin“ (Straftaten von Soldaten wie auch Zivilisten) erweitert. Mit dieser wichtigen Maßnahme hatte die Maréchaussé erstmals gemischte Zuständigkeiten. Im Verlauf des 16. Jh. wurde die Maréchaussé der örtlich zuständigen Gerichtsbarkeit unterstellt. Sie war angewiesen ihre Ermittlungen in Protokollen festzuhalten und den Gerichten zu übergeben. Damit vollzog sich die Abhängigkeit der Maréchaussé zur Justiz.


Wie man unschwer erkennen kann, haben sich einige Begriffe im Zusammenhang mit polizeilichen Begriffen bis heute gehalten. Übernommen wurde der Begriff „Gendarmerie“, in Frankreich, im deutschen Kaiserreich sowie in einigen europäischen Staaten wie z.B. in Belgien, in den Niederlanden und in Österreich. Auch der Begriff „Konstabler“ oder „Marschall“ sind sowohl als Dienstgrad im Militär wie auch bei verschiedenen europäischen wie außereuropäischen Polizeien zu finden.


1.1.4 Die frühe „Polizei“ in Deutschland


Die frühen Anfänge der Polizei in Deutschland, sofern man überhaupt zu diesem Zeitabschnitt von einer Polizei sprechen kann, gehen bis ins 13. Jahrhundert zurück. Auch damals galt schon der Grundsatz „alle Macht den Fürsten“. Die Fürsten, auf die der Kaiser zur Sicherung des Reiches angewiesen war, ließen keinen Zweifel aufkommen, aufgrund des Abhängigkeitsverhältnisses schrittweise ihre Kompetenzen zu vergrößern. So gingen nach und nach das Recht der Gerichtsbarkeit, das Bann-, das Geleit- oder das Befestigungsrecht auf die Fürsten über. Doch damit konnte man noch nicht von einer polizeilichen Hoheit sprechen. Mit dem stetigen Aufkommen der Bildung von Städten ließen sich erste Ansätze erkennen, die man als eine Art polizeilichen Schutz bezeichnen könnte, der sich insbesondere in den Bereichen Feuerschutz, Bau-, Gewerbe- und Gesundheitswesen darstellte. Als quasi Polizisten bediente man sich Soldaten, Wächter und Knechte. Das Resultat dieser ersten Ansätze, Sicherheit in den Städten zu erzeugen, war ein sichtbarer wirtschaftlicher Aufschwung. Im Gegensatz zu den Städten herrschte auf dem Land keinerlei organisierte Form der Vermittlung von Sicherheit. Schon früh im 12. Jahrhundert galt es zwar den Landfrieden zu sichern, dennoch war es an der Tagesordnung, dass immer wieder Reisende, Kaufleute aber auch Bauern überfallen wurden. Erst mit der Einrichtung einer Landfriedenskommission unter der Leitung eines jeweiligen Landvogtes und der Einsetzung von Dorfschulzen wurde die Sicherheit auf dem Lande in Angriff genommen. Sie bestand im Wesentlichen darin, den Frieden auf dem Lande zu sichern und Verbrecher abzuurteilen und den Vollzug der Strafen zu überwachen.


1.1.5 Die Reichspolizeiordnung


Erstmalig soll in Deutschland der Begriff „Polizei“ (damals „polliczey“) 1466 in einer Urkunde der Stadt Nürnberg erwähnt worden sein, in welcher im Gegensatz zur kirchlichen Ordnung die weltliche Ordnung bewahrt werden sollte. Etwa 60 Jahre später tauchte 1530 anlässlich eines Reichstages des Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation zu Augsburg der Begriff „Polizei“ im Zusammenhang mit der Verabschiedung einer Reichspolizeiordnung (Reichspoliceyordnung) abermals auf. Sie wurde in den Jahren 1548 und 1577 überarbeitet und im gesamten Reichsgebiet verbreitet und galt als Vorlage für die einzelnen Staaten des Deutschen Reiches und darüber hinaus in Anlehnung in angrenzenden Ländern wie Dänemark, Schweden, Österreich und der Schweiz. Sie war eine Art „Grundgesetz“ und blieb in ihrer Fassung bis ins Jahr 1806 in Kraft. Die Reichspolizeiordnung war als Gesetz mit seiner weitgreifenden Thematik von herausragender Bedeutung mit einer zentralen und überregionalen Qualität. Der Kaiser war es, der die „Polizeiaufsicht“ ausübte. Doch ab 1548 ging das Recht der Ausübung der Polizeiaufsicht notgedrungen auf die Landesobrigkeiten über.
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Es herrschte eine Zeit der Reformen im Weltlichen wie im Religiösen, die einen gewaltigen Umbruch erzeugen sollten. In dieser Ordnung ging es im Wesentlichen neben Gotteslästerung, Zutrinken, köstliche Kleidung, falsches Maß und Gewicht, auch um wucherische Kontrakte, Betrug in Tüchern, Verbot von Büchsentragen, Ehebruch, Betteln, Müßiggänger, Zigeuner, Landfahrer, Sänger usw.. Die Reichspolizeiordnung war eine Mischung aus Straf- und Ordnungsrecht.


Erst im Ausgang des Mittelalters kam es zur Trennung der einzelnen Staatstätigkeiten. Dabei wurde der Begriff „Polizei“ mit seiner originären Aufgabe, nämlich der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung ins Leben gerufen. Manifestiert wurde sie allerdings schon in der Reichpolizeiverordnung von 1577, in der zwar noch ausdrücklich auf die Abhängigkeit der landesherrlichen Polizei von der Reichsgesetzgebung verwiesen wurde, in der jedoch die Auslegung und die Ausführung der Gesetze den Fürsten auf ihren Gebieten erlaubt wurde. Somit waren es die Fürsten, die de facto die Polizeihoheit ausübten. In den Zeiten der Reformation und der Gegenreformation, also in einer Zeit des Auf- und Umbruchs, eine Zeit der Kriege und Auseinandersetzungen, die nach dem Dreißigjährigen Krieg zu einer Zersplitterung des Reiches führte, waren es die zahlreichen Fürsten, die eine quasi uneingeschränkte Souveränität ausüben durften, sofern diese sich nicht gegen den Kaiser und sein Reich richtete.


1.1.6 Der Absolutismus und die frühen Anfänge einer Polizei


Mit dem Aufkommen des Absolutismus in Mittel- und Westeuropa, insbesondere in Frankreich unter Heinrich IV und Ludwig XIV, dem Sonnenkönig, nahm die Staatsform eine neue Wendung. Die gesamte Macht konzentrierte sich auf den Monarchen. Nach der römischen Rechtsformel „princeps legibus solutus“ (der von den Gesetzen losgelöste Fürst) oder nach dem Motto des Sonnenkönigs „L’ètat c’est moi“ (Der Staat bin ich.) schufen die Monarchen eine zentralistische Staatsgewalt, die es erforderlich machte, eine straffe Verwaltung zu installieren. Das Heer, meistens sog. Stehende Heere, dienten zur Durchsetzung des Willens des Herrschers nach außen und innen. Dabei erfolgte eine Zurückdrängung der Stände, des Adels und des Klerus. Im Gegenzug stellte das gebildete Bürgertum das loyale, nur dem Monarchen verpflichtete Beamtentum. Immer größer wurden die Aufgaben im Staate und damit wuchs auch das Heer der Beamten. Weil ihr Einkommen sich nach dem Vertrauen des Herrschers richtete und kein Recht sie vor Entlassung schützte, waren sie hervorragend geeignet, den Willen des Monarchen unbedingt durchzusetzen. Es waren die Wirren der Glaubenskriege, die eine Ordnung mittels zentraler Gewalt wiederherstellen sollten.


Wie zuvor schon erwähnt, war es also der Absolutismus und später der sog. Aufgeklärte Absolutismus, der die Voraussetzungen schuf, das von Glaubenskriegen zerrissene Europa eine neue weltliche zentralistische Ordnung zu geben. Zur Aufrechterhaltung dieser neuen Ordnung wurde das weisungsgebundene Beamtentum als das wichtigste Instrument innerhalb des Staates ins Leben gerufen. Diese Organisationsform war es, die für die Wirtschaft und die Finanzen des Staates, aber auch für die innere und äußere Sicherheit des Staates, dem Souverän, verantwortlich war.


Noch zur Zeit des Absolutismus steht der Begriff „Polizei“ für die Verwaltung des Staates, sowohl für Sicherheit und Ordnung, aber auch für die Wohlfahrt. Der Alleinherrscher bestimmte, was gut für das Volk und vor allem, was gut für den Staat und damit für den Herrschenden war. Nicht umsonst spricht man zu dieser Zeit von einem Polizeistaat. In dem aufstrebenden Preußen werden 1717 die ersten Polizeiinspektionen eingerichtet. Ihnen stehen Polizeiinspektoren vor, die auf Anordnung der Kreiskommissare aus den Reihen der jeweiligen Ratsmitglieder der Städte des Kreises benannt wurden. 1742 richtete Friedrich der Große in Berlin eine staatliche Behörde für Sicherheit, Ordnung und Verkehr, insbesondere für die Verbrechensbekämpfung unter der Leitung eines königlichen Polizeidirektors ein.


Mit der Verlagerung des Pariser Sicherheitsdienstes von der Stadtverwaltung hin zur königlichen Regierung machte Ludwig XIV. die „Innere Sicherheit“, wenn auch nur in Paris, zur Staatsangelegenheit.


1.1.7 Die Polizei zur Zeit der Aufklärung – der französischen Revolution und Napoleon


Mehr und mehr zog es die Menschen vom Land in die Städte, angezogen von der Wirtschaft und dem Handel und natürlich der damit verbundenen Möglichkeit, Arbeit zu finden. Der Druck der Obrigkeit auf die Untertanen, die aufkeimende Zuwendung zu den Naturwissenschaften, die geistige Auseinandersetzung mit der Religion rückten mehr und mehr bei den Menschen, insbesondere beim gebildeten Bürgertum, in den Vordergrund. Das Zeitalter der Aufklärung hielt erst zögernd, dann, zumindest in Frankreich mit der Revolution mit brachialer Gewalt seinen Einzug. Von dieser Entwicklung blieben natürlich die Nachbarstaaten nicht unberührt, was dazu führte, dass man dem unkontrollierten revolutionären Verlauf unbedingt Einhalt gebieten und den liberalen Ideen etwas entgegensetzen wollte. In der Zeit der Restauration versuchten die Herrscher an die vorrevolutionäre Zeit wieder anzubinden und die ehemaligen Verhältnisse wieder herzustellen. 1794 wurde das Allgemeine Preußische Landrecht verabschiedet. In § 10 II 17 ALR heißt es:


„Die nötigen Anstalten zur Erhaltung der öffentlichen Ruhe, Sicherheit und Ordnung, und zur Abwendung der dem Publico oder einzelnen Mitglieder desselben bevor stehenden Gefahren zu treffen, ist das Amt der Polizei.“


Mit der „öffentlichen Ruhe“ war natürlich die politische Situation, die Auswirkungen der französischen Revolution, gemeint. In der Folge stellte man auffälligen Personen nach, die verdächtig waren, das liberale Gedankengut nach außen sichtbar werden zu lassen (Tragen bestimmter Kleidungsstücke und Frisuren). Auch den Zeitungen gebot man Einhaltung der Reglements und Zurückhaltung.


Vor dem Hintergrund der Zeit nach der französischen Revolution, der napoleonischen Machtergreifung und Kriege und der damit verbundenen nicht nur kartografischen Veränderungen ließen nicht nur im damaligen Preußen ihre Spuren zurück. In den vorübergehend Frankreich zugeordneten linksrheinischen Provinzen führte Napoleon eine Verwaltung nach französischem Muster ein. Die Polizei war von der allgemeinen Verwaltung losgelöst und eine eigenständige Institution. Nach dem Ende der napoleonischen Ära kehrte man zum alten Verwaltungssystem wieder zurück.


Mit der 1808 erlassenen preußischen Verordnung wurde eine enge Verknüpfung vom materiellen und formellen Polizeibegriff hergestellt, indem die Polizei nicht nur eine staatliche Aufgabe hatte, sondern gleichzeitig auch eine organisatorische Einheit, eine Behörde darstellte. In § 3 dieser Verordnung heißt es:


„Als Landespolizeibehörde haben die Regierungen die Fürsorge wegen des Gemeinwohls unserer getreuen Untertanen, sowohl in negativer als positiver Hinsicht. Sie sind daher sowohl berechtigt als verpflichtet, nicht allein vorzubeugen und solches zu entfernen, was dem Staate und seinen Bürgern Gefahr oder Nachteil bringen kann, mithin die nöhtigen Anstalten zur Erhaltung der öffentlichen Ruhe, Sicherheit und Ordnung zu treffen, sondern auch dafür zu sorgen, daß das allgemeine Wohl gefördert und erhöht werde und jeder Staatsbürger Gelegenheit habe, seine Tätigkeit und Kräfte in moralischer sowohl als in physischer Hinsicht auszubilden, und innerhalb der gesetzlichen Grenzen auf die ihm zuträglichste Weise anzuwenden. Die Regierungen haben daher auch die Aufsicht über Volksbildung, den öffentlichen Unterricht und Kultus.“


Erst mit dem 1850 erlassenen Polizeiverwaltungsgesetz, spätestens 1882 mit der Kreuzbergentscheidung des Preußischen OVG erfolgte eine Trennung der staatlichen Wohlfahrt von den übrigen polizeilichen Aufgaben. Danach sei


Polizei diejenige Staatstätigkeit der inneren Verwaltung, welche Gefahren vom Staatswesen und vom einzelnen Bürger abzuwehren und die öffentliche Sicherheit und Ordnung aufrecht zu erhalten habe.


1.1.8 Die Polizei zur Kaiserzeit und in der Weimarer Republik


Die zweite Hälfte des 19. Jahrhunderts, der Zeit des Liberalismus, war von verschiedenen Faktoren geprägt, wie der Revolution des Bürgertums, wie der industriellen Revolution, wie der Zunahme an Kriminalität in den Städten, verbunden mit einer Verarmung und Verelendung der arbeitenden Klasse, die Bildung von Parteien und Vereinigungen, Errichtung einer konstitutionellen Monarchie sowie der Ausrufung des 2. Deutschen Reiches. Insgesamt gesehen blieb der Staat seinen Untertanen gegenüber skeptisch eingestellt und versuchte seine Freiheiten auf ein haltbares Maß zu reduzieren.


Nachdem die Trennung der Polizei von der allgemeinen Verwaltung und der Justiz erfolgt war und die Aufgaben der Polizei im weitesten Sinne geregelt waren, bauten sich allmählich Organisationsformen der Polizei zunächst in Preußen, dann auch in anderen Provinzen bis hin im gesamten Deutschen Reich aus. Grundlage für den formellen wie materiellen Polizeibegriff war das Preußische Polizeiverwaltungsgesetz von 1850, das in den meisten Provinzen eins zu eins oder mit geringen Veränderungen übernommen wurde.


Der große Einschnitt sollte mit und zum Ende des 1. Weltkrieges kommen. Der Zusammenbruch der Monarchie einhergehend mit dem verlorenen Krieg, der so gut wie gar nicht auf deutschem Boden stattgefunden hatte, der in Besetzung, Rebellion, Bürgerkrieg, Revolution und einer großen Depression enden sollte, war die Geburtsstunde der ersten deutschen Republik, der Weimarer Republik. Die Weimarer Republik knüpfte an der vorkriegskonstitutionellen Monarchie in der Form an, dass man zwischen Reichsverfassung und Landesrecht unterschied. Das galt auch für die Polizei. Zwar verlieh Art. 9 Nr. 2 Weimarer Verfassung dem Reich die Gesetzgebung über den Schutz der öffentlichen Ordnung und Sicherheit, von dem es aber fast nie Gebrauch machte und das Polizeirecht dem jeweiligen Landesgesetzgeber überließ. Die einzige Ausnahme galt der Kriminalpolizei. Sie sollte durch das vom Reichstag 1922 verabschiedete Reichskriminalpolizeigesetz zentralisiert werden. Doch das Gesetz selber und dessen Umsetzung scheiterten am Widerstand der Länder, insbesondere am Widerstand von Bayern.


1931wurde ein neues Preußisches Polizeiverwaltungsgesetz erlassen. Es vereinigte den formellen wie auch den materiellen Polizeibegriff. Damit stellte sich das PVG auf die Grundlage des materiellen Polizeibegriffs und legte die Polizeibehördentätigkeit fest, was dazu führte, dass der formelle durch den materiellen Polizeibegriff bestimmt wurde. § 14 PVG (auch Generalklausel genannt) führte dazu aus:


Abs. 1 „Die Polizeibehörden haben im Rahmen der geltenden Gesetze die nach pflichtgemäßen Ermessen notwendigen Maßnahmen zu treffen, um von der Allgemeinheit oder dem einzelnen Gefahren abzuwehren, durch die die öffentliche Sicherheit und Ordnung bedroht wird.“


Abs. 2 „Daneben haben die Polizeibehörden diejenigen Aufgaben zu erfüllen, die ihnen durch Gesetz besonders übertragen sind.“


Das Preußische Polizeiverwaltungsgesetz, insbesondere die Generalklausel aus § 14, sollte bis in die frühen 1970ziger Jahre seine Gültigkeit nicht verlieren. Erst mit der Einführung eines einheitlichen Polizeigesetzes sollte es in der Bundesrepublik Deutschland abgelöst werden.


Mit der Machtergreifung 1933 durch Hitler und seiner Nationalsozialistischen Partei wurde die Polizei in Deutschland sehr schnell zentralisiert und dem Reichsinnenminister unterstellt. Von nun an wurde bis zum Zusammenbruch des sogenannten 3. Reiches 1945 die Polizei fast ausschließlich zur Machterhaltung des Unrechtsregimes eingesetzt. Eine Weiterentwicklung polizeilichen Rechts fand nicht mehr statt.


1.2 Die geschichtliche Entwicklung der Polizei nach 1945 bis heute


1.2.1 Der Neuaufbau der Polizei


Nach dem Zusammenbruch des so genannten Dritten Reiches wurde die Organisation der Polizei zerschlagen und musste völlig neu aufgebaut werden. Nach den Vorstellungen der Besatzungsmächte schuf man aus der ehemaligen Schutzpolizei, der Gendarmerie, der Gemeinde- und Kriminalpolizei eine „Einheitspolizei“ unter der Leitung eines Chefs der Polizei in den jeweiligen Bezirken bzw. Städten.


Am 01. März 1948 trat die Verordnung Nr. 13512 in der britischen Zone in Kraft. Danach sollte die Polizei eine selbständige nichtmilitärische Einrichtung sein, die ihre Aufgaben unabhängig von anderen Verwaltungsbehörden wahrnimmt. Der Aufbau der Polizei war jedoch stark abhängig davon, in welcher Besatzungszone er erfolgte. Am 01. Juli 1948 übergaben die Militärgouverneure der amerikanischen, britischen und französischen Besatzungszonen die so genannten Frankfurter Dokumente den 11 Ministerpräsidenten der Länder ihrer Zonen. Aus den Dokumenten war zu entnehmen, wie sich die Alliierten ein zukünftiges Deutschland vorstellten und wie die demokratischen Abläufe geregelt werden sollten. Nach deren Vorstellungen sollte, wie das Dokument I13 es vorsah, die Verfassunggebende Versammlung eine demokratische Verfassung ausarbeiten, die für die beteiligten Länder eine Regierungsform des föderalistischen Typs schaffen, die am besten geeignet war, die gegenwärtig zerrissene deutsche Einheit schließlich wieder herzustellen, und die Rechte der beteiligten Länder schützen, eine angemessene Zentralinstanz schaffen und die Garantien der individuellen Rechte und Freiheiten enthalten sollte.


Am 23.05.1949 trat das Grundgesetz (GG) in Kraft. Darin wurden die Vorgaben der Alliierten, dass die Bundesrepublik Deutschland einen föderalen Staatsaufbau erhält, voll berücksichtigt. Dies geht explizit aus Art. 20 (1) GG hervor und soll gem. Art. 79 (3) GG (Ewigkeitsklausel) unverändert so bleiben. Nach Art. 30 GG sind grundsätzlich für die Ausübung staatlicher Befugnisse und die Erfüllung staatlicher Aufgaben die Länder zuständig, sofern das GG keine andere Regelung trifft bzw. zulässt. Für die Innere Sicherheit sind sowohl der Bund als auch die Länder zuständig. Bereits in der Urfassung des GG hatte sich der Bund das Recht der ausschließlichen Gesetzgebung in Art. 73 Nr. 10 a-c vorbehalten,


die Zusammenarbeit des Bundes und der Länder




	in der Kriminalpolizei,


	zum Schutz der freiheitlichen demokratischen Grundordnung, des Bestandes und der Sicherheit des Bundes oder eines Landes (Verfassungsschutz)und


	zum Schutz gegen Bestrebungen im Bundesgebiet, die durch Anwendung von Gewalt oder darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen auswärtige Belange der Bundesrepublik Deutschland gefährden, sowie die Einrichtung eines Bundeskriminalamtes und die internationale Verbrechensbekämpfung zu regeln.





Abgeleitet aus Art. 30 GG bauten die Länder ihre jeweilige Polizei ihren Bedürfnissen angepasst auf. Dabei knüpften die meisten Länder auf Geheiß der Alliierten an die bereits zur Weimarer Republik gültigen Rechtsnormen wie z.B. das „Allgemeine Preußische Verwaltungsrecht“ an, bis Mitte der 1970ger Jahre ein einheitlicher Entwurf für ein Polizeigesetz vorgelegt wurde, der im politisch liberalen Lager für Entrüstung sorgte14. Bereits in den 1960ziger Jahren diskutierte man über die Bewaffnung der Polizei, die in der Lage sein sollte, gegen bewaffnete Menschenmengen vorgehen zu können. Als sich die Notstandsgesetze am politischen Horizont abzeichneten, die es der Bundeswehr und dem Bundesgrenzschutz erlauben sollten, unter bestimmten Voraussetzungen im Innern der Bundesrepublik eingesetzt zu werden, gab es Bestrebungen der Politik dieses dadurch zu verhindern, indem man die Polizei mit entsprechende Waffen (Maschinengewehre, Handgranaten und Minen) aufrüsten wollte. Der damalige Innensenator von Hamburg und spätere Bundeskanzler Helmut Schmidt erklärte zur Regierungsvorlage zum Gesetz über die Ausübung des unmittelbaren Zwanges:


„Ich möchte wünschen, dass (…) über die klare Trennung zwischen der Militärischen Aufgabe der Bundeswehr nach außen und der alleinigen Zuständigkeit der Polizei nach innen, das über diese klare Trennung ein Streit nicht mehr möglich ist (…). Wenn man aber diese klare Trennung will, dann muss man auch die Konsequenz ziehen und der Polizei diejenigen Mittel in die Hand geben, die sie braucht.“15


Die Notstandsgesetze und nicht zuletzt der aufkeimende Terrorismus der RAF waren es, die die Forderungen nach einem einheitlichen Polizeigesetz im Programm „Innere Sicherheit 1972“ als kurzfristiges Krisenprogramm laut werden ließen. Mitte der 1970ziger Jahre entbrannte eine heftige Diskussion über die Einführung eines Polizeigesetzes, das in allen Ländern gleichermaßen Gültigkeit haben sollte. Insbesondere die Regelung von sogenannten Standartmaßnahmen im Eingriffsrecht sowie die Handhabung des unmittelbaren Zwanges sollten neu geregelt werden. Dabei stießen Begriffe wie das Nichtvorhandensein einer konkreten Gefahr und ganz besonders der finale Todes- oder Rettungsschuss auf erheblichen Widerstand. An dem neuen Polizeigesetz entflammte ganz besonders bei den Liberalen (FDP) und den Sozialdemokraten (SPD) eine Diskussion über die Einschränkung der Freiheitsrechte zugunsten der Inneren Sicherheit. So kam es, dass das neue Polizeigesetz zwar von allen Bundesländern letztendlich übernommen wurde, jedoch aufgrund der verschiedenen politischen Zusammensetzungen der Landtage dies nicht in allen Fällen gleich gehandhabt wurde. So gibt es noch eine Reihe von Ländern, in denen der finale Todesschuss oder die Vorladung zur Vernehmung mittels unmittelbaren Zwanges bis heute nicht geregelt ist.


Nur wenige Länder haben sich daran gehalten, ein Polizeigesetz zu schaffen, das dem Musterentwurf sehr nahekommt. Andere Länder haben aus dem Musterentwurf ein kombiniertes Polizei- und Ordnungsbehördengesetz kreiert. Wieder andere haben eine Kombination aus Polizei- und Polizeiorganisationsgesetz erstellt. Wiederum andere haben alles zusammengefasst. Insgesamt ist der Kern des Musterentwurfes in allen Gesetzen enthalten, doch der Variantenreichtum der einzelnen Gesetze stiftet mehr Verwirrung als Gemeinsamkeit. Vor dem Hintergrund des heute üblichen „Einsatztourismus“ z.B. anlässlich großer Demonstrationen oder Sportveranstaltungen, zu denen Polizeieinheiten der Länder und der Bundespolizei eingesetzt werden, ist es eigentlich ein untragbarer Zustand. Denn aufgrund der verschiedenen Gesetzesgrundlagen in den verschiedenen Ländern bewegen sich Polizeieinheiten stets auf unterschiedlich gearteten Gesetzesgrundlagen, die schlimmstenfalls die einschreitenden Beamten auf eine juristische Mine laufen lassen können.


1.3 Zusammenfassung:
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